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Aktuelle Aufarbeitung des Wirecard-Skandals

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen – die Financial Intelli-
gence Unit (FIU) – wurde im Zuge der Umsetzung der Vierten EU-Geld-
wäscherichtlinie und der damit verbundenen Änderung des Geldwäschegeset-
zes (GwG) von dem Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern, für 
Bau und Heimat (BMI) im Bundeskriminalamt (BKA) in den Geschäftsbe-
reich des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) überführt.

Ziel der Verlagerung war es insbesondere, im Einklang mit den Vorgaben der 
Vierten Geldwäscherichtlinie und den internationalen Standards der Financial 
Action Task Force (FATF) eine Behörde zu schaffen, die Bereits im Vorfeld 
eines strafrechtlichen Anfangsverdachts Ermittlungen aufnimmt und qualifi-
zierte, eigenständige Analysen zu aktuellen Phänomenen im Bereich Geldwä-
sche und Terrorfinanzierung durchführt (vgl. Antwort der Bundesregierung 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Markus Herbrand auf Bundes-
tagsdrucksache 19/9822).

Nach Ansicht der Fragestellenden sind der Bundesregierung bei der Überfüh-
rung der Behörde zahlreiche Fehler unterlaufen, die zu weiten Teilen durch ei-
ne sukzessive organisatorische Verlagerung sowie eine rechtzeitige Kompe-
tenzvermittlung hätten vermieden werden können.

Die zahlreichen Mängel bei der Behördenverlagerung haben zu enormen 
Missständen bei der Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzie-
rung in Deutschland geführt und dazu beigetragen, dass die FIU ihren gesetz-
lichen Auftrag nicht adäquat erfüllen konnte, sich auf Minimalauslegungen ih-
res Aufgabenbereichs beschränken musste und letztlich „Arbeitsfehler“ ein-
räumen musste (vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der FDP auf Bundestagsdrucksache 19/16595).

Die Fragestellenden vermuten, dass es aufgrund der anhaltenden Missstände, 
die von der Leitungsebene des BMF über Jahre vernachlässigt wurden, auch 
zu Fehlern bei der Aufarbeitung beim Wirecard-Skandal kam bzw. kommt und 
möchten sich hierüber gezielt erkundigen.
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V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Den in der Vorbemerkung der Fragesteller enthaltenen Vorwürfen im Hinblick 
auf die Überführung der Zentrale für Finanztransaktionsuntersuchungen (FIU) 
in den Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen sowie die Mit-
wirkung bei der Aufarbeitung des Wirecard-Skandals tritt die Bundesregierung 
entschieden entgegen. Die FIU leistet einen unerlässlichen Beitrag im Vorgehen 
gegen Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung. Seit ihrer Neuausrichtung 
wurde sie durch zusätzliches Personal, erweiterte Kompetenzen, aber auch 
technische Verbesserungen kontinuierlich und massiv gestärkt. Zudem hat die 
Bundesregierung im Rahmen des 3. Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses jederzeit umfassend an der Aufklärung mitgewirkt.

1. Wie wurde im Zuge der Verlagerung der FIU vom BKA zum Zoll die 
Übergabe der vorhandenen Datensätze, insbesondere der Geldwäschever-
dachtsmeldungen und Informationen, ausgestaltet?

Die Übergabe erfolgte einerseits in Form strukturierter Daten mittels XML-
Dateien, die Metadaten beinhalteten. Andererseits wurden ergänzend unstruktu-
rierte Daten in Dateiform von unterschiedlicher Größe übergeben.

a) Wann wurden wie viele Verdachtsmeldungen und Informationen von 
der beim BKA angesiedelten FIU an die FIU übergeben?

Die Migration der Daten des Bundeskriminalamtes (BKA) in den FIU erfolgte 
am 25. Juni 2017. Im Nachgang wurden im Rahmen von Ergänzungslieferun-
gen weitere Datensätze, die in der Anfangsphase noch beim BKA eingegangen 
waren, übernommen. Insgesamt wurden 102 035 Datensätze vom BKA zur FIU 
migriert.

b) Welche Datengröße haben die übergebenen Datensätze?

Ein Datensatz bestand im Regelfall aus einer XML-Datei und einem Anhang. 
Im Schnitt wies eine XML-Datei dabei eine Größe von 2 bis 3 KB pro Datei 
auf. Die Anhang-Dateien variierten stark in der Größe (von ca. 40 KB bis ca. 
200 000 KB; im Schnitt 100 bis 150 KB), wobei die Dateigröße zum Teil vom 
gewählten Detaillierungsgrad beim Einscannen des Originaldokumentes ab-
hing.
Die Datengröße der übergebenen Datensätze betrug im ersten Teil insgesamt 
160,2 GB und im zweiten Teil 995 MB.

c) In welchem Dateiformat liegen die Datensätze der FIU vor?

Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen. Die strukturierten XML-Daten 
wurden in das IT-Verfahren goAML migriert und befinden sich somit im Infor-
mationspool. Im Rahmen dieses Verfahrens werden sie in einer relationalen Da-
tenbank vorgehalten. Die darüber hinaus übergebenen unstrukturierten Daten 
liegen in Form von ergänzenden Dokumenten (Anlagen) als PDF-Dateien vor.

d) Befinden sich die übergebenen Datensätze im Informationspool der 
FIU, oder werden sie gesondert vorgehalten?

Falls sie gesondert vorgehalten werden, wie werden sie vorgehalten?

Die strukturierten XML-Daten sind Bestandteil des Informationspools. Die er-
gänzenden Anlagen dazu (vgl. Antwort zu Frage 2c) befinden sich in einem 
speziellen Bereich der Dateiablage.
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2. Mit welchen Hindernissen und Problemen, die eine zeitnahe und vollstän-
dige Auswertung und Überprüfung der Datenbestände im Hinblick auf die 
aktuellen Vorwürfe zum Wirecard-Komplex erschweren, ist die FIU bei 
der Auswertung und Überprüfung der Datenbestände konfrontiert, die ihr 
von der FIU, die beim BKA angesiedelt war, übermittelt wurden?

a) Über welche Suchmechanismen hat die FIU diese Überprüfung durch-
geführt?

b) Inwiefern konnten bzw. können die Dateien nicht über eine Schlag-
wortsuche auf Verbindungen zum Wirecard-Skandal geprüft werden?

Welche Schlagworte wurden genutzt?

c) Wie viele Personalstellen waren von wann bis wann mit der Auswer-
tung und Überprüfung der Datensätze betraut?

3. Wie wurden die Datensätze, insbesondere die Verdachtsmeldungen und In-
formationen, die die FIU vor ihrer Verlagerung in den Geschäftsbereich 
des BMF erhalten hat, auf einen möglichen Zusammenhang mit den aktu-
ellen Vorwürfen gegenüber Wirecard geprüft?

a) Seit welchem Datum wurde damit begonnen die Datensätze (Ver-
dachtsmeldungen und Informationen), die noch die beim BKA ange-
siedelte FIU erhalten hat, auf mögliche Bezugspunkte zu den aktuellen 
Vorwürfen gegenüber Wirecard zu prüfen?

b) Was waren die konkreten Arbeiten, die im Zuge der Überprüfung 
durchgeführt wurden?

Die Fragen 2 bis 3b zusammen beantwortet.
Mit Bekanntwerden der gegen den Wirecard-Konzern erhobenen Vorwürfe be-
wertet die FIU seit dem 22. Juni 2020 im Rahmen einer vertieften Analyseope-
ration – über ihren gesetzlichen Kernauftrag hinaus – nochmals alle ihr bislang 
vorliegenden Informationen zu Wirecard einschließlich der neu bei ihr einge-
henden Verdachtsmeldungen im Lichte der aktuellen Erkenntnisse. Eine valide 
Auswertung der Alt-Datenbestände des BKA ist hierbei regelmäßig nicht mög-
lich, da die durch das BKA im XML-Format strukturiert übermittelten Daten 
(vgl. Antwort zu Frage 1) wesentliche Informationen wie Sachverhaltsangaben 
nicht enthalten und damit ein Abgleich von Datenpunkten zum Erkennen von 
Bezügen zwischen diesen Meldungen und den aktuell im IT-Verfahren goAML 
gespeicherten Verdachtsmeldungen und Informationen, die seit dem 26. Juni 
2017 bei der FIU eingegangen sind, nicht automatisiert durchgeführt werden 
kann. Gleichermaßen ist die automatisierte Einbeziehung der übernommenen 
unstrukturierten Daten in den Abgleich technisch nicht möglich.
Mit Blick auf die damalige gesetzliche Regelungslage ist davon auszugehen, 
dass alle bis zum 26. Juni 2017 beim BKA eingegangenen Verdachtsmeldungen 
auch an die zuständigen Strafverfolgungsbehörden weitergeleitet wurden. Inso-
fern ist eine umfassende Auswertung des alten Datenbestandes auch nicht er-
forderlich.
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4. Wie stellt sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der bei der 
FIU, die beim BKA angesiedelt war, eingegangenen Verdachtsmeldungen 
und Informationen mit Bezug zum Wirecard-Konzern und mit Bezug zu 
den aktuellen Vorwürfen, aufgeschlüsselt nach den jeweiligen Jahren von 
2005 bis zum 26. Juni 2017, dar (bitte nach Möglichkeit in einer Tabelle 
darstellen und zwischen Informationen und Verdachtsmeldungen auf-
schlüsseln)?

a) Wie viele Verdachtsmeldungen und Informationen aus dem Bestand 
der bei der beim BKA angesiedelten FIU weisen nach Kenntnis der 
Bundesregierung zum heutigen Stichtag einen Bezug zu den aktuellen 
Vorwürfen zum Wirecard-Komplex auf?

b) Wie viele Verdachtsmeldungen und Informationen aus dem Bestand 
der bei der beim BKA angesiedelten FIU weisen nach Kenntnis der 
Bundesregierung zum heutigen Stichtag einen möglichen Bezug zu 
den aktuellen Vorwürfen zum Wirecard-Komplex auf?

c) An welche zuständige Strafverfolgungsbehörde der Länder oder sons-
tige Stelle wurden die jeweiligen Meldungen und Informationen mit 
Bezügen zu den aktuellen Vorwürfen gegenüber Wirecard weitergelei-
tet (bitte pro Verdachtsmeldung bzw. Information aufschlüsseln)?

d) Wie hoch war das jeweilige Volumen der Verdachtsmeldungen und In-
formationen in Euro (bitte pro Verdachtsmeldung bzw. Information 
aufschlüsseln)?

e) Auf welches Datum der Transaktion beziehen sich, aufgeschlüsselt 
nach den jeweiligen Meldungen und Informationen, die vorliegenden 
Meldungen und Informationen?

Welche Meldungen und Informationen weisen keinen Bezug zu einer 
Transaktion auf?

f) In welchen Verdachtsmeldungen und Informationen wurden Vor-
standsmitglieder und Aufsichtsräte der Wirecard AG in Vermutung ei-
ner Beteiligung an einer Straftat aufgeführt (bitte pro Verdachtsmel-
dung bzw. Information aufschlüsseln)?

g) Welche Verdachtsmeldungen und Informationen sind nach heutigem 
Kenntnisstand (primär) welchen Straftaten zuzuordnen bzw. stehen in 
Vermutung zu welchen Straftaten (bitte pro Verdachtsmeldung bzw. 
Information aufschlüsseln)?

h) Von welchem Verpflichteten bzw. von welcher Stelle wurden die je-
weiligen Verdachtsmeldungen und Informationen der BKA-FIU zuge-
leitet (bitte pro Verdachtsmeldung bzw. Information aufschlüsseln)?

i) Aus welchem Land wurden die jeweiligen Verdachtsmeldungen und 
Informationen der BKA-FIU gemeldet (bitte pro Verdachtsmeldung 
bzw. Information aufschlüsseln)?

j) In welches Land sollte die in der Verdachtsmeldung oder Information 
aufgeführte Transaktion überwiesen werden, bzw. in welches Land 
wurde sie wann überwiesen (bitte pro Verdachtsmeldung bzw. Infor-
mation aufschlüsseln)?

Die Fragen 4 bis 4j werden gemeinsam beantwortet.
Auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 2 der Kleinen Anfrage der 
Fraktion der FDP auf Bundestagsdrucksache 19/26494 wird verwiesen.
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